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Rechtsrock-Prozess in Lüneburg: Fünf
Männer vor Gericht wegen

Volksverhetzung
Im Lüneburger Rechtsrock-Prozess verweigern fünf
Angeklagte Geständnisse zu Volksverhetzung und

krimineller Vereinigung.

Lüneburg. In einem bedeutenden Prozess gegen eine
mutmaßliche kriminelle Vereinigung vor dem Landgericht
Lüneburg stehen fünf Männer im Fokus, die der Verbreitung von
rechtsextremer Musik und Ideologie beschuldigt werden. Trotz
der Schwere der Vorwürfe, darunter Volksverhetzung und die
Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger
Organisationen, verweigerten die Angeklagten bislang ein
Geständnis.

Die Verbreitung rechtsextremer Musik

Die Staatsanwaltschaft wirft den fünf Männern vor, seit 2018 in
großem Stil rechtsgerichtete Musik verkauft zu haben. Diese
Musik verbreitet nicht nur nationalsozialistische und
antisemitische Inhalte, sondern ruft auch zur Gewalt gegen
Ausländer auf. Insbesondere wird der Rädelsführer der Gruppe,
ein 34-Jähriger aus Bardowick, als zentraler Akteur genannt, der
eine Garage als Lager für die produzierten Tonträger genutzt
haben soll.

Erscheinungsformen der Vorwürfe

Die Vorwürfe sind ernst. Den Beschuldigten wird vorgeworfen,
eine kriminelle Vereinigung gegründet zu haben. Laut der etwa



70-seitigen Anklageschrift sollen sie über 28.000 Tonträger
verkauft und damit einen Gewinn von mindestens 285.000 Euro
erzielt haben. Die Plattencover zeigen in vielen Fällen verbotene
Symbole des Nationalsozialismus, darunter die doppelte Sig-
Rune und das Totenkopfsymbol der SS.

Langwieriger Prozess

In den kommenden Verhandlungstagen werden aufgrund des
umfangreichen Beweismaterials aus fünf Bundesländern sowie
von Mallorca Polizeibeamte als Zeugen gehört. Der Prozess, der
aufgrund seiner Tragweite viele Zuschauer anzieht, verspricht
spannend zu bleiben. Der nächste wichtige Termin ist der 22.
August, an dem der erste Polizeibeamte im Rahmen der
Beweisaufnahme aussagen wird.

Gesellschaftliche Relevanz und
Auswirkungen

Dieser Prozess hat weitreichende gesellschaftliche
Implikationen, da er die anhaltende Problematik der Verbreitung
von Rechtsextremismus in Deutschland beleuchtet. Es ist ein
erneuter Weckruf an die Zivilgesellschaft, sich mit der Thematik
auseinanderzusetzen und Vorurteilen sowie extremistischen
Tendenzen entschlossen entgegenzutreten. Der Fall zeigt, wie
wichtig es ist, ein wachsames Auge auf solche Strömungen zu
haben und sich für eine tolerante und gleichwertige Gesellschaft
einzusetzen.

Die Entwicklung des Prozesses wird sowohl von den Medien als
auch von der Öffentlichkeit aufmerksam verfolgt, und es bleibt
abzuwarten, wie sich die Angelegenheit weiter entwickelt und
welche Lehren daraus für die Gesellschaft gezogen werden
können.
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